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Beratungsgegenstand: 
Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Lüdinghausen für das Haushaltsjahr 2019 
hier: Einwendung gegen den Entwurf der Haushaltssatzung 2019 gem. § 80 Abs. GO NRW 
 
- Tischvorlage - 
 
 
I. Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss empfiehlt dem Stadtrat, der Einwendung gegen den Entwurf der Haushaltssatzung 
2019 nicht zu folgen. Die Straßenendausbauarbeiten im Wohngebiet Höckenkamp-Süd sollen – wie 
bislang vorgesehen – in den Kalenderjahren 2020/2021 durchgeführt werden. Die Planung soll im 
Kalenderjahr 2019 erstellt werden.  
 
 
II. Rechtsgrundlage: 
GO NRW, Geschäftsordnung des Stadtrates, Zuständigkeitsordnung des Stadtrates 
 
 
III. Sachverhalt: 
Anlieger des Baugebietes Höckenkamp-Süd haben mit Schreiben vom 26.01.2019, hier eingegangen 
am 30.01.2019, ebenfalls gegen den Entwurf der Haushaltssatzung 2019 Einwendung erhoben und 
angeregt, ausreichende Mittel auch für den Straßenendausbau des Wohngebiets Höckenkamp-Süd 
zusätzlich zu den Planungskosten in 2019 bereit zu stellen. Auf das als Anlage beigefügte Schreiben 
wird verwiesen.  
 
Der Entwurf des Haushaltsplanes 2019 sieht den Straßenendausbau bislang für die Jahre 2020 und 
2021 vor. Für das Haushaltsjahr 2019 sind Planungskosten eingestellt.  
Die Verwaltung schlägt vor, im Jahr 2019 – wie ursprünglich vorgesehen – zunächst nur die Ausbau-
planung zu erarbeiten und mit den politischen Gremien sowie den Anliegern detailliert zu erörtern und 
abzustimmen. Die Erörterung der Ausbauplanung mit den Betroffenen wird einige Zeit in Anspruch 
nehmen. Die Ergebnisse der Gesprächstermine sollen in die endgültige Ausführungsplanung einflie-
ßen. 
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Auch aufgrund der vorhandenen personellen Kapazitäten sieht die Verwaltung keine Möglichkeit, die 
Maßnahme zeitlich vorzuziehen. Es sind bereits für 2019 umfassende Maßnahmen zur Umsetzung 
vorgesehen. Darüber hinaus hätte eine zeitliche Vorverlegung dieser Maßnahme wesentliche Auswir-
kungen auf den Gesamthaushalt 2019/2020.  
 
Aus Sicht der Verwaltung soll über die Bereitstellung der finanziellen Mittel für den Endausbau im 
Rahmen der Haushaltsplanberatungen 2020 beraten werden.  
 
 
 
Anlage: 
Schreiben der Anlieger 
  
 


